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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Lors de la procédure de consultation sur les modifications d'ordonnances dans le
cadre de la mise en œuvre de l'art. 121a de la Constitution (Cst), les avis relatifs à la
nouvelle obligation de communiquer les postes vacants ont été récoltés. A l'exception
de l'UDC, tous les participants ont approuvé les modifications de l'Ordonnance sur le
service de l'emploi (OSE). Les associations patronales ont toutefois pointé du doigt la
charge administrative supplémentaire engendrée par la mesure. En effet, les petites et
moyennes entreprises ne disposent pas forcément de personnel spécialisé, voire
d'unité juridique, pour y faire face. Concernant la valeur seuil basée sur le taux de
chômage à partir de laquelle l'obligation devient effective pour la branche
professionnelle, trois cantons (JU, NE, TI), le PS, les syndicats, l'Union des villes suisses
et les associations de travailleuses et travailleurs se sont prononcés en faveur de la
proposition du Conseil fédéral fixée à 5%. Les associations patronales, neuf cantons (AI,
BL, FR, GE, NW, OW, SZ, VS, ZG) et le PVL prônaient un seuil de 8%. S'agissant du délai
de restriction de l'information relative aux emplois vacants, treize cantons (AG, BE, BL,
BS, GE, GL, GR, NE, SG, SO, TI, UR, VS), le PRD, le PS, certains syndicats et associations
de travailleuses et travailleurs ont plaidé pour le délai de cinq jours proposé par le
Conseil fédéral. Le PVL et les associations patronales et professionnelles souhaitaient
un délai de deux voire trois jours. Le canton de Schwyz a rejeté l'avance en terme
d'information. De plus, quinze associations patronales ont préconisé une mise au
concours immédiate en l'absence de dossiers de candidature pertinents. Les syndicats
et le PS voudraient soumettre les employeuses et employeurs à un devoir de
justification concernant l'évaluation d'un dossier comme non approprié. Les
exceptions à l'obligation d'annonce des emplois vacants ont été accueillies
favorablement. Toutefois, les employeuses et employeurs aimeraient étendre les règles
d'exception. Pour les engagements de courte durée, ils ont soutenu la variante à
quatorze jours. Du côté patronal, la variante plus généreuse (moins d'un mois) a été
préférée. Finalement, les cantons ont salué le principe inscrit dans la Loi sur les
étrangers (LEtr), selon lequel ils sont responsables des contrôles et des sanctions. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.11.2017
DIANE PORCELLANA

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen sprang auch die Parteileitung der CVP
kurzfristig auf den Quoten-Zug auf. Sie befürwortete zwar den freien Personenverkehr
zwischen der Schweiz und den EU-Staaten, meinte aber, die Schweiz müsste die
Zulassung ausländischer Arbeitskräfte wieder beschränken können, wenn der
Ausländeranteil 20% übersteigen sollte. Dieses Vorprellen des Parteivorstandes wurde
vor allem von der welschen CVP-Basis wenig goutiert. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.1995
MARIANNE BENTELI

Abgeordnete der vier Bundesratsparteien schlossen sich zu einer Arbeitsgruppe
"Migration" zusammen, um konstruktive Kompromisse in der Ausländerpolitik
auszugestalten. Unter der Leitung von Nationalrat Engler (cvp, AI) gehörten der Gruppe
zwei Ständerätinnen - Beerli (fdp, BE) und Simmen (cvp, SO) -, zwei Nationalrätinnen -
Fankhauser (sp, BL) und Heberlein (fdp, ZH) - sowie drei Nationalräte - Fischer (svp,
AG), Seiler (svp, BE) und Strahm (sp, BE) - an. Im Vordergrund ihrer Abklärungen standen
die Themen Arbeitsmarkt und Beziehungen zum europäischen Umfeld, Saisonnierstatut,
Asylwesen, Rückführung von Flüchtlingen aus Ex-Jugoslawien, Assimilierung der
Ausländer und Ausländerinnen sowie ein ausgewogenes Verhältnis zwischen
einheimischer und ausländischer Bevölkerung. Nachdem es im Frühjahr noch nach
einem breiten Einvernehmen unter den Parteien ausgesehen hatte, wurde im Herbst
klar, dass sich zwischen der SP und ihren bürgerlichen Diskussionspartnern ein tiefer
Graben aufgetan hatte. Grundsätzlich war sich die Arbeitsgruppe einig, dass das Drei-
Kreise-Modell fallengelassen und durch eine Nachbarschaftsregelung mit den EU- und
Efta-Staaten abgelöst werden sollte. Uneinig waren sich die Parteien aber in der Frage,
wie dieses grenzüberschreitende Regelwerk aussehen sollte. Die SP votierte für den EU-

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.10.1996
MARIANNE BENTELI
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Beitritt und damit auch für die Personenfreizügigkeit, währenddem CVP und FDP den
Weg der bilateralen Beziehungen gehen wollten und für ein Abkommen mit einer
Schutzklausel plädierten; die SVP wollte an den Kontingenten festhalten. Auch in der
Frage der Weiterbeschäftigung von Arbeitnehmern aus Ex-Jugoslawien blieben die
Differenzen unüberbrückbar. 3

Die SVP nahm an ihrer Delegiertenversammlung Anfangs Juli ebenfalls Stellung zur
Ausländerpolitik, stellte diese aber fast ganz in den Schatten der Asylproblematik und
der „inneren“ Sicherheit. Bemerkenswert war allenfalls, dass die Partei vorschlug,
ausländischen Familien, deren Kinder in der Schule mehrfach gewalttätig waren, sei die
Niederlassungsbewilligung zu entziehen; zudem müssten diese Eltern ihre Kinder
„gesondert“ unterrichten lassen und dies auch selber bezahlen. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.02.2002
MARIANNE BENTELI

Im Mai stellte die FDP ihr Papier zur Migrationspolitik vor. Im Bereich der
Ausländerpolitik bewegte es sich ganz auf der Linie des Bundesrates. Wie im neuen
Ausländergesetz vorgeschlagen (siehe unten), wollen die Freisinnigen die Zuwanderung
von ausserhalb der EU und der EFTA auf Hochqualifizierte beschränken, diesen aber
attraktive Aufnahmebedingungen für eine zeitlich unbefristete Zuwanderung anbieten.
Diese müsse sich an den Interessen des Landes in den Bereichen Wirtschaft und
Sozialwerke orientieren. Zur Verhinderung unerwünschter Konsequenzen sollen
genügend Ressourcen für Integrationsmassnahmen zur Verfügung gestellt werden. Eine
Verschärfung der Haltung konnte in der Asylfrage festgestellt werden. Mit Blick auf die
SVP mahnte die FDP zwar, angesichts des geringen Anteils der Asylsuchenden an der
Zuwanderung (weniger als 7%) die Relationen zu wahren. Für „Armutswanderer“ und
„Wirtschaftsflüchtlinge“ sieht aber auch die FDP in der Schweiz keinen Platz. Sie
verlangte eine weitere Beschleunigung des Asylverfahrens, den konsequenten Vollzug
der Wegweisungen, rigorose Sparmassnahmen bei den Fürsorgekosten für
Asylbewerber sowie eine prioritäre Ausrichtung von Entwicklungshilfegelder an jene
Länder, die bereit sind, durch Rückübernahmeabkommen mit der Schweiz zu
kooperieren. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.05.2002
MARIANNE BENTELI

Die CVP stimmte an ihrer Delegiertenversammlung einem knapp gehaltenen
Positionspapier zur Migrationspolitik zu. Auch hier waren Akzentverschiebungen nicht
zu übersehen. So hatte sich ein ausländerpolitisches Papier drei Jahre zuvor fast nur
mit der Integration befasst. Neu wurde die ausländische Wohnbevölkerung zwar
ausdrücklich in die „Gemeinschaft Schweiz“ einbezogen und die Zuwanderung als
wirtschaftlich notwenig bejaht, doch wurden auch unmissverständlich verschiedene
Bedingungen gestellt. Die Integration wurde zur „Holschuld“ erklärt: Zugewanderte
sollen sich mit der Kultur des Landes vertraut machen, innert nützlicher Frist eine
Landessprache lernen und ihre Fortschritte jeweils bei der Erneuerung einer
Aufenthaltsbewilligung belegen. Arbeitgeber, Gemeinden, Kantone und verstärkt der
Bund sollen die Eingliederung unterstützen. Vergehen und Verbrechen müssen nach
Ansicht der CVP vermehrt mit Landesverweisung geahndet und Scheinehen für ungültig
erklärt werden. In der Frage der Zulassung unterstützte die Partei die bundesrätliche
Lösung mit den zwei Kreisen. Bei den Kurzaufenthaltsbewilligungen übernahm sie aber
die schon früher geäusserte Haltung der SVP: Bewilligungen für vier bis sechs Monate
sollen – mit Blick auf Landwirtschaft, Bau- und Gastgewerbe sowie den Pflegebereich –
kontingentiert, aber nicht generell an Qualifikationen gebunden, der Familiennachzug
dabei ausgeschlossen sein. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2002
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an die Annahme der Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“
rückte die Integration noch stärker in den Fokus der grossen Parteien. Der CVP-
Präsident Darbellay sorgte mit seiner Forderung nach einem Verbot von
Separatfriedhöfen für Juden und Moslems für Aufsehen und die SVP nutzte das
Abstimmungsresultat, um ihre Rhetorik gegenüber allen Einwanderern zu verschärfen.
Die FDP diskutierte infolge des Abstimmungsergebnisses über ein politisches
Massnahmenpaket. Im Vordergrund stand dabei die alte freisinnige Forderung nach
einem nationalen Integrationsgesetz. Zudem möchte die Partei bei ihrem
Integrationsmotto „fördern und fordern“ den Akzent stärker auf die Pflichten verlagern.
Die SP konkretisierte vor allem ihre Positionen gegenüber dem Islam. Sie entwarf ein
Positionspapier, in welchem schulische Ausnahmeregelungen für moslemische Kinder

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.2009
ANDREA MOSIMANN
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abgelehnt werden. 7

Im Dezember verabschiedete der Bundesrat eine Änderung der Verordnung über
Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit. Mit der Teilrevision werden zwei
Kategorien von Kontingenten für Kurzaufenthalts- und Aufenthaltsbewilligungen
geschaffen: Ein Kontingent für Kurzaufenthalter und Aufenthalter für Nicht-EU/EFTA-
Staatsangehörige sowie ein Kontingent für Kurzaufenthalter und Aufenthalter aus EU-
EFTA-Staaten, die in der Schweiz länger als 120 Tage eine grenzüberschreitende
Dienstleistung erbringen. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im Vorfeld der Wahlkampagne griff die SP den Problemkreis der Asylpolitik auf; der
Parteivorstand hiess in einem Thesenpapier die Beschleunigung des Asylverfahrens,
die prinzipielle Aufnahme von Tamilen sowie Kurden aus dem Südosten der Türkei als
Gewaltflüchtlinge und die Einsetzung einer Unabhängigen Beschwerdeinstanz gut. Im
übrigen forderte die SP, dass Asyl grosszügiger gewährt wird und führte aus, dass es mit
einer liberaleren Anerkennungspraxis einfacher wäre, negative Entscheide konsequent
zu vollzuziehen. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Heftige, auch parteiinterne Kritik provozierte ein Vorschlag der CVP, wonach die
ausländische Wohnbevölkerung auf 20% begrenzt werden solle. Die Partei musste sich
vorwerfen lassen, aus wahltaktischen Gründen Anliegen rechtsextremer Kreise
aufzunehmen. In einem CVP-Standpunkt «Auf dem Weg zu einer Migrationspolitik in
der Schweiz» (Bern 1995) hatte die Partei zu Beginn des Jahres wesentlich liberalere
Grundsätze postuliert. 
Auf Druck der Walliser und Freiburger Kantonalparteien musste die CVP aussserdem im
November ihre Vernehmlassung zur Neat widerrufen, in der sie der Gotthard-Achse
gegenüber der Lötschberg-Achse Priorität eingeräumt hatte. Die CVP korrigierte sich
und sprach sich neu wieder für die gleichzeitige Realisierung der Achsen aus.
Parteipräsident Anton Cottier wurde aber Führungsschwäche vorgeworfen. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.11.1995
EVA MÜLLER

An einer Delegiertenversammlung in Herisau verabschiedete die Partei ein
Positionspapier mit einer ganzen Reihe von Forderungen, die auf eine härtere Gangart
im Asylbereich abzielen. So müsse vor allem die Schweizer Südgrenze durch einen
massiven Ausbau des Grenzwachtkorps besser gesichert werden, wenn nötig mit Hilfe
der Armee. Gegen Länder, die die Rücknahme ihrer Staatsangehörigen verweigerten,
seien diplomatische und handelspolitische Zwangsmassnahmen zu ergreifen, und
Gelder aus der Entwicklungshilfe seien nur noch an kooperierende Länder
auszubezahlen. Ausserdem forderte die SVP eine Einschränkung der Rechtsmittel im
Asylverfahren. Schliesslich schlug sie ein Bundesamt für Migration vor, in welchem das
Bundesamt für Flüchtlinge und das Bundesamt für Ausländerfragen aufgehen sollen. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.10.1997
EVA MÜLLER

In ihrem Positionspapier zur Migrationspolitik sprach sie sich für eine erschwerte
Zuwanderung von Ausländern aus sowie für die Herabsetzung der Altersgrenze von 18
auf 14 Jahre für den Familiennachzug. Ferner hielt sie die Ausarbeitung eines
Gegenvorschlages zur Volksinitiative «für eine Regelung der Zuwanderung», die den
Ausländeranteil auf 18% begrenzen will, im Gegensatz zum Bundesrat für unerlässlich.
Bei den Einbürgerungen befürwortete die Partei zwar die erleichterte Einbürgerung von
Jugendlichen der zweiten Generation, davon abgesehen soll die Einbürgerungspraxis
hingegen restriktiver gehandhabt werden. Im Asylbereich sollen kriminelle, renitente
und papierlose Asylsuchende in bewachten Kollektivunterkünften bis zur Ausschaffung
untergebracht werden. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.03.1998
URS BEER
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Der Verfassungsartikel über eine Energielenkungsabgabe war dereinst als Gegenentwurf
zur zurückgezogenen Energie-Umwelt-Initiative unter namhafter Beteiligung der FDP im
Parlament zustande gekommen. Im August entschieden sich die Delegierten jedoch
gegen die vor der Volksabstimmung stehenden Energievorlagen. Sehr deutlich lehnten
die Delegierten auch die 18-Prozent-Initiative zur Begrenzung der Einwanderung ab,
deren Urheber, der Aargauer Grossrat Philipp Müller, dem Freisinn angehört. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.08.2000
DANIEL BRÄNDLI

Obschon Umfrageergebnisse darauf hindeuteten, dass viele CVP-Wählerinnen und
Wähler die Asylinitiative der SVP befürworteten, lehnten die CVP-Delegierten die
Vorlage mit bloss einer Gegenstimme ab. Trotz Einwänden des christlich-sozialen
Flügels empfahlen sie die Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes zur
Annahme. In einem Papier zur Migrationspolitik sprachen sich die Delegierten wie die
SVP für Kurzzeitarbeitsbewilligungen auch für wenig qualifizierte Personen aus dem
Ausland aus, die in der Landwirtschaft, im Bau- und Gastgewerbe sowie in der Pflege
gebraucht würden. Eingewanderte sollten sich mit der Kultur der Schweiz vertraut
machen und über ihre Integrationsbemühungen regelmässig Rechenschaft ablegen. 14

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Anfang Mai fand in Bern ein ausserordentlicher Parteitag der SVP statt, an dem die
Partei ihre Positionen in der Migrationspolitik bestätigte. In einer Resolution zum
Thema Asylrecht forderte die SVP unter anderem, dass Militärdienstverweigerer und
Deserteure kein Asyl mehr erhalten sollen. Vorläufig Aufgenommenen soll nach dem
Willen der SVP die Sozialhilfe gestrichen werden. Zudem soll das Grenzwachtkorps um
200 bis 300 Stellen aufgestockt werden, um illegale Einreisen zu verhindern. In einem
breiter angelegten Positionspapier zur Migrationspolitik verlangte die SVP auch
Verschärfungen des Strafrechts. Betont wurde insbesondere, dass die schweizerische
Rechtsordnung gegenüber religiös begründeten Normen Vorrang habe und
durchgesetzt werden müsse. 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.05.2009
SABINE HOHL

In einem im März präsentierten Positionspapier verdeutlichte die CVP ihre
Migrationspolitik. Sie spricht sich gegen die Abkehr von der Personenfreizügigkeit aus,
stellt sich aber auch gegen eine weitere Öffnung der Schweiz. Die Zuwanderung aus
nicht EU-Staaten möchte die CVP restriktiv handhaben. Als Bedingungen für
Einbürgerungen werden ein erfolgreicher Sprachtest und die Akzeptanz der
grundlegenden Schweizer Werte genannt, die Antragstellende mit der Unterzeichnung
einer Charta zu bekräftigen hätten. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.03.2010
MARC BÜHLMANN

Im Januar des Berichtsjahres trat die FDP mit Vorschlägen zur Migrationspolitik vor die
Medien. Im Hinblick auf die aufgrund der Unruhen in Nordafrika zu erwartende
Zunahme von Einwanderungen sei eine Verschärfung der Regulierung anzustreben. Die
Immigration aus Drittstaaten müsse eingeschränkt werden, was insbesondere mit einer
Erschwerung des Familiennachzugs erreicht werden solle. Nur wer keine Sozialhilfe
beziehe, soll in Zukunft seine Familie in die Schweiz holen dürfen. Zudem sollen
Asylverfahren beschleunigt und Rückführungen konsequenter durchgesetzt werden.
Allerdings müsse die Zuwanderung von qualifizierten Einwanderern verstärkt gefördert
werden. Das Positionspapier, das unter der Federführung von Philipp Müller (AG)
entstanden war, stiess parteiintern auf Widerstand. FDP-Vertreter aus der lateinischen
Schweiz, wie etwa Dick Marty (TI) oder Claude Ruey (VD), erinnerten an die humanitäre
Tradition der FDP und des Landes. Am Parteitag Mitte Februar in Zürich sprach sich die
Mehrheit der Delegierten jedoch für eine härtere Gangart aus. In der Folge reichte die
FDP Ende September sieben Motionen zur Asylpolitik ein. Sie distanzierte sich
allerdings deutlich von der SVP-Masseneinwanderungsinitiative, durch die sie die
Personenfreizügigkeit und somit die Schweizer Wirtschaft gefährdet sah [30]. 17

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.10.2011
MARC BÜHLMANN

Lange Zeit eigentlich nicht prioritäres Thema der Sozialdemokraten, wollte man die
Federführung in der Migrationspolitik nicht mehr länger der SVP überlassen. Die SP
legte deshalb Anfang April in einem Positionspaper dar, was für sie kohärente und
umfassende Migrationspolitik bedeutet. Hauptforderung des Papiers war die
Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf Nicht-EU-Staaten. In bilateralen
Handelsbeziehungen müsse künftig auch der Migrationsaspekt miteinbezogen werden.
Es liege im Interesse der Schweiz, spezialisierte Arbeitskräfte aus der ganzen Welt zu

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.10.2012
MARC BÜHLMANN
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rekrutieren. Den negativen Folgen der Einwanderung – die SP führt diese auf die mittels
Steueranreizen organisierte Standortpolitik einzelner Kantone zurück – müssten mit
flankierenden Massnahmen in der Steuer- und Bildungspolitik sowie auf dem Arbeits-
und Wohnungsmarkt begegnet werden. Insbesondere in den Städten sei die
Schmerzgrenze erreicht. Mit gemeinnützigem Wohnungsbau, Mindestlöhnen und
Mindeststeuersätzen für Unternehmen, die nur noch in strukturschwachen Regionen
durch Steuervergünstigungen angelockt werden dürfen, könnten die Probleme
gemildert werden. Das 51 Kapitel und 149 Forderungen umfassende Papier deckte sich
weitgehend mit den Plänen der SP-Justizministerin Simonetta Sommaruga. So wurde
etwa auch ein effizienterer Vollzug im Asylwesen gefordert. Die Bundesrätin selber
machte sich bei einer Rede in Basel für eine konsequentere Ahndung von Missbräuchen
durch kriminelle Asylbewerber stark. Verantwortung übernehmen heisse auch
unattraktive Entscheide mitzutragen. Das Papier stiess auf interne Kritik und fast 900
Änderungsanträge gingen ein. Bevor es im Herbst an der zweitägigen
Delegiertenversammlung in Lugano diskutiert wurde, nahm die Geschäftsleitung einige
Präzisierungen vor. Eine Auseinandersetzung in der Asylfrage zwischen Cédric Wermuth
(AG) und Präsident Christian Levrat (FR) wurde in der Boulevardpresse zu einem
Hauskrach hochstilisiert. Wermuth warf der Parteispitze vor, mit dem Papier vor der
Rechten zu kuschen. In Lugano folgten die Delegierten den Vorschlägen der
Parteileitung mehrheitlich. Der linke Flügel setzte sich einzig mit dem Antrag durch,
dass Zwangsmassnahmen für die Ausschaffung verboten werden müssen. Angenommen
wurde auch ein Antrag der SP Graubünden, allen in der Schweiz geborenen Personen
automatisch das Bürgerrecht zu erteilen. Zudem fordert das verabschiedete Papier
auch die Legalisierung aller Sans-Papiers. 18

„Integration ist kein Selbstbedienungsladen“ hiess das Positionspapier, das die SVP
Anfang August präsentierte und mit dem sich die Partei gegen die Vorschläge des
Bundesrates zum neuen Ausländergesetz wandte. Dort wurde eine Erhöhung der
Ausgaben für Integrationsmassnahmen vorgeschlagen, die allerdings nur dann an die
Kantone ausbezahlt würden, wenn auch diese ihr Budget erhöhen. Integration sei aber
keine Staatsaufgabe, so die SVP, sondern beginne mit dem Herzen und sei deshalb eine
Angelegenheit der Ausländer selber. Wer sich nicht integrieren wolle, müsse das Land
verlassen. 19

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.08.2013
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Die Schweizer Demokraten setzten im Berichtsjahr ihren Kampf gegen den Beitritt zum
EWR energisch fort und übten heftige Kritik am bundsrätlichen Gesuch um die
Aufnahme von EG-Beitrittsverhandlungen. Die SD, unterstützt von ihrem
Fraktionspartner «Lega dei Ticinesi», lancierten eine Volksinitiative «EG-
Beitrittsverhandlungen vors Volk», um den Bundesrat in seiner Integrationspolitik zu
bremsen. Neben der Einschränkung direktdemokratischer Instrumente machten die SD
vor allem die Gefahr einer Einwanderungsflut und Wohnungsnot als Argumente gegen
den EWR-Beitritt geltend. Die Nein-Parole zur EWR-Abstimmung wurde von den
Delegierten einstimmig beschlossen. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.07.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei der Parolenfassung Anfang September wurde die Position der BDP gegenüber den
Bilateralen Verträgen mit der EU verdeutlicht. Die Masseneinwanderungsinitiative, bei
der die Delegierten ohne Diskussion einstimmig die Nein-Parole empfahlen, würde das
Verhältnis zwischen der EU und der Schweiz auf die Probe stellen. Es gelte sachlich und
nicht emotional zu urteilen, warnte BDP-Parteipräsident Landolt. Nationalrätin Ursula
Haller (BE) kritisierte den SVP-Präsidenten Toni Brunner, der den Bundesrat im
Zusammenhang mit dessen Europapolitik als Landesverräter bezeichnet hatte. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.2013
MARC BÜHLMANN

1) Communiqué de presse SECO 28.6.17; Communiqué de presse SECO du 16.6.17; Rapport SEM du 11.17
2) TA, 16.8. und 19.8.95. NQ, 16.8. und 15.9.95.
3) Presse vom 9.2., 24.5. und 10.10.96.
4) Presse vom 8.7.02.
5) Presse vom 3.5.02.
6) Presse vom 28.10.02.
7) TA, 3.12.09; SGT und SN, 9.12.09.
8) BBl, 2010, S. 4649 (Vernehmlassungsverfahren); Medienmitteilung des EJPD vom 10.12.10.
9) Bund und NZZ vom 27.5.91
10) LZ, 21.9.95; Presse vom 11.2.95; NF, 17.11. und 30.11.95; Bund, 21.11. und 24.11.95
11) Presse vom 20.10.97; SVP-Positionspapier Asylpolitik (1997). Effektiv und glaubwürdig 

01.01.90 - 01.01.20 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



12) SVP-Positionspapier (1998). «Migrationspolitik – glaubwürdig und zukunftsorientiert»; TA, 28.3.98
13) Presse vom 21.8.00. 
14) Presse vom 28.10.02.
15) NZZ, 4.5.09.
16) NZZ, 9.3.10; TA, 10.3.10.
17) Presse vom 7.1.11; QJ und Lib., 31.1.11; TG, 11.2.11; CdT, 12.2.11; Presse vom 14.2.11; WoZ, 31.3.11; AZ, 27.9.11; Presse vom
11.10.11; WW, 13.10.11.
18) SoBli, 18.3.12; Presse vom 1.4.12; WoZ, 5.4.12; NZZ, 25.6. und 20.7.12; LT, 3.9.12; Blick, 5.9. und 6.9.12; TA, 6.9.12; Presse
vom 7.9., 8.9. und 10.9.12; NZZ, 18.10.12.
19) BaZ, 9.8.13.
20) BBl, 1992, III S.1402 f. ; Bund vom 22.6.92; BZ und TA vom 18.7.92; NZZ vom 19.10.92; Schweizer Demokrat (1992) Nr. 7
21) BaZ, 2.9.13.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 6


